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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 

betr. Einspruch des Günter-Arno Rische, Amberg, gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 
- Az. 8/72 - 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Verletzung des Wahlgeheimnisses. 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit. 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
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angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts (BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.). 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung treffen. 


Bonn, den 7. Juni 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung 
Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Thürk 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache — Az. 8 72 - - des Günter-Arno 
Rische, Amberg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 
19. November 1972 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 4. Dezember 1972 — ein- 
gegangen beim Deutschen Bundestag am 6. De- 
zember 1972 — hat der Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. . 

Zur Begründung trägt er vor: 

Er befinde sich z. Z. in der Justizvollzugsanstalt 
Amberg und habe ebenso wie die anderen wahl- 
berechtigten Strafgefangenen, die nicht in einer 
Einzelzelle untergebracht waren, von seinem 
Wahlrecht keinen ordnungsgemäßen Gebrauch ' 
machen können. In der Strafanstalt seien weder 
freie noch geheime Wahlen möglich gewesen, 
noch sei unzulässige Wahlpropaganda unter- 
bunden worden. 

Der Einspruchsführer behauptet, auf Einzelhei- 
ten, die sich in den Zellen bzw. in den Arbeits- 
betrieben abgespielt hätten, nicht eingehen zu 
dürfen, und zwar wegen des besonderen 
Gewaltverhältnisses, das in der Strafanstalt 
herrsche. 

Auf Anforderung des Wahlprüfungsausschusses 
hat die Justizvollzugsanstalt Amberg mit Schrei- 
ben vom 3. Januar 1973 zu der Einspruchs- 
begründung Stellung genommen und u. a. aus- 
geführt: 

„über die Möglichkeit zur Ausübung ihres 
Wahlrechts wurden alle Gefangenen durch 
Aushändigung anliegenden Schreibens vom 
30. Oktober 1972 (Belehrung) gegen Unter- 
schrift belehrt. 

Vor dem Wahltag hat kein einziger Gefan- 
gener den Wunsch geäußert, außerhalb seines 
Haftraumes, etwa in einer besonderen Wahl- 
kabine, seine Stimme zur Bundestagswahl ab- 
geben zu wollen. Selbstverständlich wäre der- 
artigen Wünschen Rechnung getragen wor- 
den. Von vornherein bestand jedoch aufgrund 
der bisherigen Wahlerfahrungen und des ge- 


ringen Gefangenenstandes in den Gemein- 
schaftshafträumen — die Gemeinschaftshaft- 
räume sind nur mit drei bis neun Mann be- 
legt — kein Grund von Amts wegen einen 
Wahlraum cinzurichten und alle wahlwilligen 
Gefangenen zwecks Briefwahl auf den Haft- 
räumen zu holen. 

Auch nach der Wahl hat sich außer Herrn 
Rische, der ohnehin in einer Einzelzelle unter- 
gebracht ist, kein einziger Gefangener dar- 
über beklagt, daß eine unbeobachtete Kenn- 
zeichnung des Stimmzettels nicht möglich ge- 
wesen sei. Es sind von den übrigen Gefan- 
genen auch keine sonstigen mit der Wahl in 
Zusammenhang stehende Klagen gegen die 
Anstalt geführt worden. 

Ganz entschieden verwahre ich mich gegen 
den Vorwurf, in der hiesigen Anstalt sei un- 
zulässige Wahlpropaganda geduldet worden." 

In der beigefügten Stellungnahme des Kreis- 
wahlleiters des Bundeswahlkreises 218 — Am- 
berg-Neumarkt — vom 12. Dezember 1972 ge- 
genüber der Justizvollzugsanstalt heißt es u. a., 
es liege an dem Briefwähler selbst, sich die Mög- 
lichkeit zur unbeobachteten Kennzeichnung des 
Stimmzettels und zum Verschließen des Stimm- 
zettels in den Wahlumschlag zu schaffen. Das 
Unterschreiben und das Einsetzen des Datums 
in die eidesstattliche Erklärung des Wahlschei- 
nes mit dem verschlossenen Wahlumschlag in 
den Wahlbriefumschlag könne keinesfalls das 
Wahlgeheimnis brechen. Ohne Kenntnis der ge- 
nauen internen Verhältnisse einer Justizvoll- 
zugsanstalt dürfe angenommen werden, daß die 
Inhaftierten ausreichend Gelegenheit hätten, 
ohne Verletzung des Wahlgeheimnisses, einen 
Stimmzettel ordnungsgemäß zu kennzeichnen 
bzw. daß ihm auf Verlangen diese Gelegenheit 
geboten werde. 

In seiner Gegenäußerung vom 21. Januar 1973 
zur Stellungnahme der Justizvollzugsanstalt be- 
hauptet der Einspruchsführer, die Vorschrift des 
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§ 62 BWO sei verletzt worden, da die erforder- 
liche Vorsorge nicht getroffen worden sei. 

Zur Frage der Belegung der Gemeinschaftszelle 
bzw. des Saales führt er aus, teilweise sei ein 
Saal mit 16 Gefangenen belegt gewesen, die 
meiste Zeit jedoch mit 13 Inhaftierten. Von 
einem geringen Gefangenenstand in den Ge- 
meinschaftszellen könne daher gar keine Rede 
sein, da wenigstens 60 ®/o der Gefangenen in 
den sogenannten Gemeinschaftsräumen unter- 
gebracht seien. Wenn die Anstailsleiluug sich 
auf Wahlerfahrungen berufe, so sei dazu fest- 
zustellen, daß unter einer anderen Leitung zur 
Bundestagswahl 1965 in der Strafvollzugsanstalt 
eine Wahlzelle existiert habe und jeder Straf- 
gefangene gehalten gewesen sei, diese zu be- 
nutzen. 

Zur Frage der Geheimhaltung der Wahl führt 
er weiter aus, die Gefangenen, die ohne festen 
Wohnsitz bei der Bundestagswahl gewesen seien 
und die Briefwahlunterlagen auf Antrag bei der 
Anstaltsleitung angefordert hätten, hätten diese 
Unterlagen durch einen Beamten in den Ar- 
beitsbetrieben erhalten. In Unkenntnis des 
Wahlgesetzes und der Wahlordnung hätten die 
Gefangenen, die die lautstärksten Argumente 
hätten verbringen können und den größten Ein- 
fluß auf die labilen Gefangenen besessen hätten, 
gleich Kreuze für diese machen können; unter 
lautem Beifall habe dann der Empfänger der 
Wahlunterlagen lediglich noch seine Unterschrift 
leisten dürfen. In den sogenannten Gemein- 
schaftsräumen hätten die starken Gefangenen 
für die labilen Mitgefangenen die Briefwahl- 
unterlagen bei den zuständigen Wahlbehörden 
angefordert, und nach Erhalt dieser Unterlagen 
habe sich der genannte Vorgang wiederholt. 

Zu diesen Gegenäußerungen hat die Strafvoll- 
zugsanstalt Amberg mit Schreiben vom 28. Fe- 
bruar 1973 Stellung genommen und ausgeführt: 

,Nach Auskunft der Stadt Amberg — Wahl- 
amt — konnten die Insassen der hiesigen An- 
stalt auch 1965 nur durch Brief wähl ihre 
Stimme zur Bundestagswahl abgeben. Eine 
, Wahlzelle' existierte nach Auskunft von 
Herrn Regierungsrat Schirner, dem damaligen 
stellvertretenden Vorstand der hiesigen An- 
stalt, auch damals nicht. 

Die Behauptung des Herrn Rische, in Arbeits- 
betrieben und Gemeifischaftshafträumen seien 
„labile Gefangene" von Mitgefangenen bei der 
Stimmabgabe beeinflußt worden und „einfache 
Schließer" — offensichtlich meint Herr Rische 
■damit Beamte des Aufsichtsdienstes — hätten 
Gefangenen bei der Stimmabgabe assistiert, 
dürfte aus der Luft gegriffen sein. Jedenfalls 
sind derartige Vorkommnisse, wie sie Herr 
Rische behauptet, weder mir noch meinen 
Mitarbeitern, die mich bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Briefwahl unterstütz- 
ten, bekanntgeworden. Richtig allerdings ist, 
daß den Gefangenen die Briefwahlunterlagen 
sofort nach Eintreffen in der Anstalt ausge- 
händigt wurden, wobei die Behändigung teils 


am Arbeitsplatz und teils in den Unterkünften 
der Gefangenen erfolgte . . 

Abschließend wird noch zu der Belegung der 
Zellen bzw. des Saales Stellung genommen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 60 Abs. 1 Bundeswahlordnung (BWO) soll 
die Gemeindebehörde in Gefangenenanstalten bei 
entsprechendem Bedürfnis Gelegenheit geben, daß 
die in der Anstalt anwesenden Wahlberechtigten, die 
einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein be- 
sitzen, in der Anstalt vor einem beweglichen Wahl- 
vorstand wählen. Wird diese Bedürfnisfrage ver- 
neint, kommt für alle Anstaltsinsassen, auch für 
diejenigen, die für den entsprechenden Wahlkreis 
einen gültigen Wahlschein besitzen, nur die Brief- 
wahl in Betracht (vgl. § 15 Abs. 3 BWG). Obwohl 
es Verpflichtung der Strafvollzugsanstalt ist, die 
Anstaltsinsassen über die Formerfordernisse bei der 
Durchführung einer Wahl aufzuklären, kann der 
Antrag auf Übersendung der Briefwahlunterlagen 
nur vom Anstaltsinsassen selbst gestellt werden. 

Durch die Anforderung bzw, Weiterleitung der An- 
forderungen von Briefwahlunterlagen bzw. deren 
Ausgabe an den Arbeitsplätzen wird das Wahl- 
geheimnis nicht verletzt. Dagegen verlangt der 
Grundsatz der geheimen Wahl, daß jeder Wahl- 
berechtigte sein Wahlrecht so ausüben kann, daß 
andere Personen keine Kenntnis von seiner Wahl- 
entscheidung erhalten, d. h. also nicht erkennbar 
ist, wie er wählen will, wählt oder gewählt hat. 
Seine Stimmabgabe genießt demnach den Geheim- 
nisschutz, das bedeutet, daß der Wähler in der 
Lage sein muß, seinen Willen von Dritten unbe- 
obachtet kundzutun. 

Während für die Wahlhandlung in Wahllokalen 
als Mindestschutzvorrichtung sichtgeschützte Wahl- 
zellen für erforderlich angesehen werden, fehlt eine 
Konkretisierung dieser Schutzvorrichtungen bei der 
Ausübung des Briefwahlrechts. Doch schreibt § 62 
Abs. 2 Satz 1 BWO vor: „Der Stimmzettel ist un- 
beobachtet zu kennzeichnen und in den Wahl- 
umschlag zu legen." Aus dieser Bestimmung wird 
geschlossen, daß der Wähler auch bei der Stimm- 
abgabe durch Briefwahl keine andere Person Ein- 
sicht nehmen lassen darf; wenn in Satz 2 be- 
stimmt wird, daß in Gefangenenanstalten Vorsorge 
dafür zu treffen ist, daß diesem Erfordernis ent- 
sprochen wird, so ist hierin die Verpflichtung der 
Strafvollzugsanstalt zu sehen, den Wahlzellen ent- 
sprechende Einrichtungen zur Vornahme der Brief- 
wahl zu schaffen oder in anderer Weise Vorkeh- 
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rungen dafür zu treffen, daß eine unbeobachtete 
Stimmabgabe möglich ist. 

Aufgrund der Ausführungen des Einspruchsführers 
ist entgegen der Stellungnahme des Vorstandes der 
Strafvollzugsanstalt Amberg nicht auszuschließen, 
daß vor bzw. bei der Kennzeichnung des Stimm- 
zettels in unzulässiger Weise gegen den Grundsatz 
der Geheimhaltung der Wahl verstoßen worden ist. 
Der Wahlprüfungsausschuß vertritt die Auffassung, 
daß bei einer Unterbringung von Strafgefangenen in 
Gemeinschaftszellen im Fall der Stimmabgabe in 
einer solchen Zelle grundsätzlich nicht von einer 
unbeobachteten Wahlhandlung ausgegangen wer- 
den kann. Auch ohne besonderen Wunsch der An- 
staltsinsassen ist in geeigneter Weise durch die 
Anstaltsleitung dafür Vorsorge zu treffen, daß je- 
der Wahlwillige seinen Stimmzettel unbeobachtet 
kennzeichnen, in den Wahlumschlag legen und ver- 
schließen kann. 


Der Verstoß gegen die genannten Wahlrechtsvor- 
schriften hat jedoch angesichts des Stimmverhält- 
nisses keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
Bundestag gehabt [vgl. BVerfGE Bd. 4 (3270 f.)]. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages — — beim Bundesverfas- 

sungsgericht eingegangen sein. 


5 



